— für den Landkreis Großes Werder — 


Nr. 40 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausſchuſſes. 


Nr u 
Verſammlungen und Umzüge unter freiem 


Himmel! 


Ich bringe hiermit zur öffentlichen Kenntnis, daß 
ich zukünftig Verſammlungen und Umzüge unter frei⸗ 
em Himmel, die in der Dunkelheit ſtattfinden ſollen, 
N Gefährdung der öffentlichen Sicherheit verbieten 
werde 

Ich erſuche die Veranſtalter, dies bei der Anmeldung 
Bed Verſammlungen und Umzüge zu berückſichtigen. 
Die Landjägereibeamten werden erſucht, verbotene Ver⸗ 
ſammlungen und Umzüge mit den geſetzlich ee 
Mitteln aufzulöſen und die Beteiligten auf Grund d 
§ 18 b des Reichsvereinsgeſetzes in der Faſſung des 
Rechtsverordnung vom 30. Juni 1931 (Geſ.⸗Bl. Sei⸗ 


te 607) unnachſichtlich zur Beſtrafung anzuzeigen. Die 


genannte Beſtimmung lautet: 

„Wer ohne die nach Artikel 84 der Danziger Ver⸗ 
faſſung vorgeſchriebene Anmeldung oder in abſicht⸗ 
licher Abweichung von den in der Anmeldung ge⸗ 
machten Angaben oder entgegen einem Verbot oder 


einer Auflage eine Verſammlung oder einen Auf⸗ 
zug veranſtaltet, oder wer in ſolchen Verſammlungen 


als Redner Auftritt, wird mit Gefängnisſtrafe nicht 
unter 1. Monat beſtraft, neben der auf Geldſtrafe bis 
zu 3000 G. erkannt werden kann. 

Die Teilnehmer an einer der im Abſatz 1 bezeich- 
neten Verſammlungen werden mit Gefängnisſtrafe 
bis zu 1 Jahr und Geldſtrafe bis zu 1000 G. oder 
mit einer Pieſer Strafen beſtraft.“ 

Politiſche Tages⸗ und Nachtſpaziergänge mit abſchlie⸗ 
5. Schlägereien ſchaden, wie die Ereigniſſe zeigen, 
den Intereſſen Danzigs auch dann, wenn ſich dabei wie 
bisher nur Danziger Landsleute gegenſeitig verprügeln. 
Wer es deshalb mit Danzig gut meint, nimmt beſonders 
in der heutigen Zeit ſchwerſter wirtſchaftlicher Not von 
derartigen Veranſtaltungen Abſtand. 
Die Ortsbehörden werden erſucht, Vorſtehendes ſo— 
fort ortsüblich bekannt zu machen. 
Tiegenhof, den 30. September 1931. 
Der Landrat. 
7V7VVVVCVCVV ee 2 
Dienftbezirke der Landjägerei. 


e 1. Oktober treten folgende Aenderungen 

in Kra 

1. Das Schutzpolizeikommando Tiegenhof trägt fortan 
die Bezeichnung: „Landjägereiamt Tiegenhof“ mit 
dem Sitz in Tiegenhof, Elbingerſtraße 3, Fern⸗ 
ſprecher Tiegenhof 83. Der Bezirk bleibt unverän⸗ 
dert. Er umfaßt die Landgemeinden: 
Platenhof, Orlofferfelde, Reinland, Reimerswalde, 
Petershagen, Pletzendorf, Tiegenhagen, Fürſtenau, 
Roſenort, Rüdenau, 

Für den Ortspolizeibezirk Tiegenhof iſt nicht das 

Landjägereiamt, ſondern die kommunale Polizei der 
Stadt Tiegenhof zuſtändig. 


2. Das Schutzpolizeikommando Neuteich und das Land⸗ 


jägereiamt Neuteich werden zu einem „Landjägerei⸗ 


7 


Neuteich, den 7. Oktober 


. DV. nn nn —— 


1931 


amt Neuteich“ vereinigt mit dem Sitz in Neuteich, 
Friedensmarkt 68, Fernſprecher Neuteich 370. Der 
Bezirk umfaßt folgende Landgemeinden: 

Brodſack, Eichwalde, Leske, Mierau, Neuteichsdorf, 
Parſchau, Tralau und Trampenau. 

Für den Ortspolizeibezirk Neuteich iſt nicht das 
Landjägereiamt, ſondern die kommunale Polizei der 
Stadt Neuteich zuſtändig. 

3. Das Schutzpolizeikommando Kalthof und das Land⸗ 
jägereiamt Kalthof werden miteinander zu einem 
„Landjägereiamt Kalthof“ vereinigt mit dem Sitz in 
Kalthof, Fernſprecher Kalthof 8. Zu dem Bezirk ge⸗ 
hören die Landgemeinden: 

Blumſtein, Dammfelde, Herrenhagen, Irrgang, Kalt⸗ 
hof, Kaminke, Gr. Leſewitz, Schadwalde, Stadtfelde, 
Tragheim und Warnau. 

4. Das Schutzpolizeikommando Ließau trägt fortan die 
Bezeichnung: „Land jägereiamt Ließau“ mit dem Sitz 

in Ließau, Fernſprecher Ließau 10. Der Bezirk bleibt 
unverändert. Er umfaßt die Landgemeinden: 
Ließau, Damerau, Barendt, Gr. Lichtenau, Kl. Lichte⸗ 
Ran, 

„Sitz der Landjägereiabteilung des Kreiſes Gr.⸗Wer⸗ 
der iſt Tiegenhof, Elbingerſtraße 3, Fernſprecher 83. 
Die in Betracht kommenden Gemeindevorſteher wer⸗ 

W Vorſtehendes ſofort ortsüblich bekannt zu 

machen. 

Tiegenhof, den 30. September 1931. 
Der Landrat. 


Rentnergeſetz. 


Vom 12. 6. 1931. 
J. Rentneranſpruch. 


S 


Nr. 3. 


s 1. 

Rentner, die ihren Wohnſitz im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig haben und Danziger Staatsangehörige 
ſind, haben einen Rechtsanſpruch auf Zahlung einer 
Unterhaltsrente und auf Krankenfürſorge gegen die 
Gemeinden nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 

Der Anſpruch geht auch auf Gewährung von Zu⸗ 
ſchlägen zur Unterhaltsrente und von Krankenfürſorge 
für den Ehegatten, ſoweit nicht der Ehegatte ſelbſt 
anſpruchsberechtigt iſt und unterhaltsberechtigte ehe⸗ 
liche Kinder bis zum 18. Lebensjahr, ſoweit ſie ſelbſt 
bedürftig ſind. Der Kinderzuſchlag kann bis zum 21. 
Lebensjahr weitergezahlt werden, wenn ſich das Kind 
noch in der Ausbildung befindet. 

Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht 
auf den Erben über. b 

Der Anſpruch iſt der Pfändung nicht unterworfen. 

Il. Rentnereigenſchaft. 


8 2. 1 5 

Rentner im Sinne des Geſetzes iſt, wer das ſechzig⸗ 

ſte Lebensjahr vollendet hat oder in ſeiner Erwerbs⸗ 

fähigkeit weſentlich beſchränkt iſt und 

a) den Nachweis erbringt, daß er vor dem 1. Januar 
1919 in der Hauptſache von einem Vermögen im 
Werte von mindeſtens 8000 Mark oder von regel⸗ 
mäßigen Bezügen aus Fonds oder Stiftungen, die 
dem Erträgnis eines ſolchen Vermögens mindeſtens 
gleichwertig waren, gelebt hat, und daß er ſein Ver⸗ 
mögen oder die regelmäßigen Bezüge aus Fonds 


oder Stiftungen infolge der Geldentwertung verlo- 


ren hat und dadurch unverſchuldet in Not geraten 
iſt, oder . 

nachweiſt, daß die unter a) bezeichneten Vermögens⸗ 
werte vor dem 1. Januar 1919 im Beſitz einer mit 
ihm in auf⸗ oder abſteigender Linie verwandten Per⸗ 


-b 


— 


ſon oder ſeines Ehegatten waren und kraft geſetz⸗ 


licher Erbfolge unmittelbar auf ihn im Erbgang 
übergegangen wären, es ſei denn, daß er genügende 
anderweitige Einnahmen hat. 

9 3. 
Renter im Sinne dieſes Geſetzes iſt nicht: 

a) wer erſt nach dem 1. Januar 1945 das 60. Lebens⸗ 
jahr vollendet, es ſei denn, daß er in dieſem Zeit⸗ 
punkt infolge körperlicher und geiſtiger Gebrechen 
in der Erwerbsbeſchränkung weſentlich beſchränkt iſt, 

b) wer ausreichende Einnahmen zur Beſtreitung ſeines 
Lebensunterhaltes hat. 

Als Einnahmen im Sinne dieſer Vorſchrift ſind je⸗ 
doch nicht anzuſehen: 

1. Leiſtungen geſetzlich Unterhaltspflichtiger, ſoweit ſie 
über die geſetzliche Unterhaltspflicht hinausgehen, 

2. Unterhaltsbeiträge Dritter, es ſei denn, daß deren 
Gewährung dauernd rechtlich und wirtſchaftlich ge⸗ 
ſichert iſt, 

3. der Wert eines Wohnrechts oder der Wert der Woh- 
nung auf eigenem Grundſtück. — 

§ 4. a 
Zwecks Vermeidung von Härten kann der Senat in 

Ausnahmefällen beſtimmen, daß ein Anſpruch auf Lei⸗ 

ſtungen aus dieſem Geſetz auch beſteht, wenn der Rent⸗ 

ner: 

a) noch nicht das 60. aber ſchon das 55. Lebensjahr 
vollendet hat, 

b) nicht am 1. Januar 1919, aber ſpäter in der 
Hauptſache von ſeinem Vermögen oder von regel- 
mäßigen Bezügen aus Fonds oder Stiftungen ge⸗ 

lebt hat. 
III. Unterhaltsrente. 
8. N 

Die Unterhaltsrente beträgt 55 G. für den Rentner, 


die Zuſchläge 18 G. für die Ehefrau und 12 G. für 


jedes zuſchlagsberechtigte Kind. 

Dieſe Sätze gelten als Mindeſtſätze. Der Senat iſt 
ermächtigt, die Unterhaltsrente und die Zuſchläge her— 
aufzuſetzen. 

Die Unterhaltsrente wird nur auf Antrag gewährt. 


§ 6. 

Die Zahlung der Unterhaltsrente erfolgt monatlich 
im voraus durch die Gemeinde, in welcher der Rentner 
ſeinen Wohnſitz hat. 

Die Zahlung wird bewirkt durch portofreie Zuitel- 
lung. 95 


Die Gemeinde trifft die zur Prüfung der Anſpruchs⸗ 
berechtigung erforderlichen Feſtſtellungen und berechnet 
die Höhe des im einzelnen Falle zur Auszahlung kom⸗ 
am Betrages nach Maßgabe der Vorſchriften des 


Die Feſtſetzung erfolgt durch einen Rentnerausſchuß, 
der bei der Gemeinde zu bilden iſt. Von der Bildung 
eines Rentnerausſchuſſes kann abgeſehen werden, wenn 
in der Gemeinde nicht mehr als 4 Rentner wohnen. 
In dieſen Fällen entſcheidet der Gemeindevorſteher. 

Der Ausſchuß beſteht aus einem Vertreter der Ge⸗ 
meinde als Vorſitzenden und zwei Rentnern als Bei⸗ 
ſitzer. Die Beiſitzer werden in Danzig vom Senat, in 
Zoppot vom Magiſtrat und in den übrigen Gemeinden 
von den Kommunalaufſichtsbehörden berufen. Das 
Nähere beſtimmt der Senat. 8 

88. N 

Auf die zu gewährende Unterhaltsrente wird das 
Einkommen des Rentners, ſoweit es zweidrittel der 
gemäß § 5 dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Unterhaltsrente 
nebſt Zuſchlägen überſteigt, in Anrechnung gebracht. 

Der Senat kann beſtimmen, daß in Ausnahmefällen 


— 


ein geringerer Teil des Einkommens in Anrechnung 
gebracht wird, jedoch nicht über den vollen Betrag der 
Rente hinaus. Einkommen aus Untervermietung iſt 
nur anzurechnen, ſoweit es nach Abzug der Werbungs⸗ 
koſten die Höhe der Rente überſteigt. 

Ss. 

Die Renten werden in Jahresbeträgen feſtgeſtellt. 
Die Wiederholung einer einmal getroffenen Feſtſtel⸗ 
lung über die Anſpruchsberechtigung iſt in der Regel 
nicht vor Ablauf eines Jahres zuläſſig. 

IV. Krankenfürſorge. 


§ 10. 

Die Krankenfürſorge umfaßt notwendige ärztliche Be⸗ 
handlung, Gewährung der erforderlichen Arzeneien und 
Heilmittel. An ihre Stelle kann im Bedarfsfalle auch 
Krankenhaus- oder Heilanſtaltspflege treten, oder ſonſt 
geeignete Wartung und Hilfe gewährt werden. 


5:11. 
Dauert die Anſtaltspflege länger als einen Monat, jo 


vermindert ſich die Unterhaltsrente für die Dauer der 


Pflege um die Hälfte. 
Die Familienzuſchläge bleiben unberührt. 
V. Auskunft. 


$ 12. 

Die Behörden einſchl. der Steuerbehörden und die 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſind verpflichtet, 
den Gemeinden auf Anträge Auskunft auch über die 
Einkommens⸗ und Vermögensverhältniſſe der Rentner 
zu erteilen. 

Die unterhaltspflichtigen Angehörigen und die Ar⸗ 
beitgeber der Rentenempfänger und der Unterhalts⸗ 
pflichtigen ſind verpflichtet, den Gemeinden bei An⸗ 
fragen Auskunft über alle für die Leiſtungen erheblichen 
Tatſachen zu geben. 

Vl. Entziehung der Leiſtungen. 


18. 

Die dem Rentner auf Grund dieſes Geſetzes zu ge⸗ 
währenden Leiſtungen können ganz oder teilweiſe, auch 
dauernd, entzogen werden, wenn der Rentner wiſſentlich 
unwahre Angaben macht oder die zur Durchführung des 
Verfahrens von ihm geforderten Angaben verweigert. 

Dieſes gilt nicht, wenn es ſich um Angaben von nicht 
weſentlicher Bedeutung handelt. 

VII. Beſchwerden. 


8 
Gegen die auf Grund dieſes Geſetzes und der erlaj- 
ſenen Ausführungsbeſtimmungen ergangenen Beſcheide 
der Gemeindeverwaltungen und Rentnerausſchüſſe iſt 
die Beſchwerde in den Städten Danzig und Zoppot an 
den Senat, im übrigen an den zuſtändigen Kreisaus⸗ 
ſchuß zuläſſig. Gegen die von dieſen Behörden gefäll⸗ 
ten Entſcheidungen ſteht ſowohl der betroffenen Ge— 
meinde wie auch dem Rentner Klage beim Verwal⸗ 
tungsgericht offen. Dieſes entſcheidet endgültig. 
VIII. Verfolgung von Unterhalts⸗ 
anſprüchen. 
8 15 
Die Gemeinden ſind verpflichtet, die einem 
gegen Dritte zuſtehenden 
folgen. 
IX. Rückgriff auf das Vermögen. 


Rentner 
Unterhaltsanſprüche zu ver⸗ 


§ 16. 

Ein Rückgriff auf das Vermögen des Rentners iſt 
wegen der ihm auf Grund dieſes Geſetzes gewährten 
Leiſtungen nur inſoweit zuläſſig, als das dem Rentner 
bei Bewilligung der Rente gehörende oder ſpäter an⸗ 
fallende Vermögen den Betrag von 10 000 G. über: 
ſteigt. In dieſem Umfange können ſich die Gemeinden 
auch den Anſpruch auf Rückerſtattung durch Verpfän⸗ 
dung von Vermögensgegenſtänden des Rentners ſichern. 
Früher erfolgte Verpfändungen des Rentners für Lei⸗ 
ſtungen aus der Kleinrenterfürſorge und Wohlfahrts⸗ 
pflege ſind gleichfalls nur in dieſem Rahmen wirkſam. 
N 5 Ir a ER i 


Alle Verhandlungen und Urkunden insbeſondere 
Vollmachten und amtlichen Beſcheinigungen, die bei 


— 


Stellung von Anträgen, der Durchführung von Er⸗ 
hebungen und Auszahlungen auf Grund dieſes Geſetzes 
erforderlich werden, ſind gebühren⸗ und ſtempelfrei. 
In Rechtsſtreitigkeiten, die die Gemeinden auf Grund 
dieſes Geſetzes führen, ſind ſie von der Zahlung der 
Gerichtskoſten befreit. * 
XI. Erſatz der Aufwendungen. 


§ 18. 

Die Freie Stadt Danzig erſtattet den Gemeinden 80 
v. H. der ihnen durch die Zahlung der Unterhaltsrente 
entſtehenden Koſten. 

Den leiſtungsſchwachen Gemeinden ſollen ausnahms⸗ 
9 bis zu 90 v. H. der Aufwendungen erſtattet wer⸗ 

en. 


XII. Ausführungsbeſtimmungenn 


8 19 
Die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 


8 20. 
Leiſtungen, die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgen, 
ſind nicht als Akte der Wohlfahrtspflege anzuſehen. 


7 8 21. 

Mit Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt das Geſetz über 
Fürſorge der Kleinrentner vom 23. 2. 1923 (G.⸗Bl. S. 
341) nebſt den ſpäteren Abänderungsbeſtimmungen au⸗ 
ßer Kraft. i 

Danzig, den 12. Juni 1931. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiereinski⸗Keiſer. 
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Ausführungsverordnung zum Rentner⸗ 
5 geſetz vom 12. 6. 1931. 


Vom 11. 7. 1931. 
Artikel J. 

b N zu § 1. 
Verpflichtet zur Gewährung der Leiſtungen aus dem 
Rentnergeſetz iſt die Gemeinde, in der der Rentner ſei⸗ 
nen Wohnſitz hat. en 
Iſt der Rentner auf fremde Koſten in einer Anſtalt 
untergebracht oder iſt er aus eigenem Entſchluß oder 
vorübergehend in eine ſolche Anſtalt eingetreten, ſo iſt 
die Gemeinde zuſtändig, in der er vor der Aufnahme 
in die Anſtalt ſeinen Wohnſitz hatte. 5 
Eine Aufgabe des Wohnſitzes in Danzig iſt in der 
Regel dann nicht anzunehmen, wenn ſich der Rentner 
beſuchsweiſe oder aus Geſundheitsgründen außerhalb 
des Gebietes der Freien Stadt aufhält, es ſei denn, 
daß dieſer Aufenthalt ein halbes Jahr überſteigt. So⸗ 
lange ſich der Rentner außerhalb der Grenzen Danzigs 
aufhält, wird Krankenfürſorge nicht gewährt. Der An⸗ 
ſpruch auf den Zuſchlag und Krankenfürſorge für den 
Ehegatten und die Kinder des Rentners beſteht auch 
nur dann, wenn die Angehörigen im Gebiete der Frei— 
en Stadt Danzig ihren Wohnſitz haben. 

a Artikel II. 
zu 8 2. 
Der Nachweis des Rentners hat ſich darauf zu er⸗ 
trecken, daß ſeine Lebenshaltung im weſentlichen auf 
er Nutzung ſeines Vermögens gegründet war. 
Unter Mark im Sinne des 8 2a iſt Papiermark zu 
verſtehen. 
Hat der Rentner nicht vor dem 1. Januar 1919 ein 
Vermögen im Werte von mindeſtens 8000 Mark ge⸗ 
habt, kann dieſes aber für einen ſpäteren vor der Ein⸗ 
führung der Feſtwährung liegenden Zeitpunkt nach⸗ 
weiſen, ſo tritt anſtelle der Papiermark die Goldmark. 


Bei der Wertumrechnung iſt der jeweilige Dollarkurs 


zugrunde zu legen. i 
Als Kapitalwert der regelmäßigen Bezüge aus Fonds 
wund Stiftungen hat der 20⸗fache Wert des Jahresbe⸗ 
zuges zu gelten. 8 
5 Arti III. 


| zu § 3. 
Weſentlich iſt eine Erwerbsbeſchränkung, wenn ſie 
mehr als 50 v. H. der Erwerbsfähigkeit beträgt. 


Als ausreichend ſind in der Regel Einnahmen anzu⸗ 
ſehen, die die dem Rentner zu zahlende Rente um 
zweidrittel überſteigen. - 6 

Für den Umfang der Leiſtungen geſetzlicher Un⸗ 
terhaltspflichtiger ſind die Beſtimmungen des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuches (SS 1601 ff.) maßgebend. 

Als wirtſchaftlich geſichert gilt ein Unterhaltsbeitrag, 
wenn anzunehmen iſt, daß der Verpflichtete ſeiner 
Vermögenslage nach imſtande iſt, bei gutem Willen die 
Unterhaltsbeiträge zu leiſten. | 

Unter Wohnrecht iſt der Anſpruch auf Benutzung 
eines oder mehrerer Räume in dem Hauſe eines ande⸗ 
ren zu verſtehen, ohne Rückſicht auf die Zahlung eines 


Entgelts. 
Artikel IV. 


zu § 4. 
Die Rentnereigenſchaft iſt dann als gegeben anzu⸗ 
ſehen, wenn der Rentner am 1. Januar 1919 noch 
nicht in der Hauptſache von dem Ertrag ſeines Vermö⸗ 
gens gelebt hat, aber ſchon Erſparniſſe gemacht hatte, 
die ihm ſpäter eine ſorgenfreie Lebenshaltung ſichern 


ſollten. 
Artikel u. 


zu § 5. 

Die Sätze ſind Monatsbeträge. 

Der Antrag iſt von dem Rentner perſönlich oder 
durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Ver⸗ 
treter mündlich oder ſchriftlich bei der Gemeindever⸗ 
waltung des Wohnſitzes des Rentners zu ſtellen. 

eier 


zus 6. . 

Die Rente iſt von dem Beginn des Monats an zu 
gewähren, in deſſen Verlauf der Antrag geſtellt wird. 

Solange ſich der Rentner außerhalb der Freien Stadt 
Danzig aufhält, kann ihm die Rente auf ſeinen Antrag 
und auf ſeine Koſten nach ſeinem jeweiligen Aufent⸗ 
haltsort überſandt werden. 

Matter 


zus 7. i 

Die Gemeindeverwaltung iſt verpflichtet die für die 
Beurteilung der häuslichen und wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Rentners weſentlichen Umſtände einer ge⸗ 
nauen Prüfung von Amts wegen zu unterziehen, nöti⸗ 
genfalls die Auskünfte der Steuerämter oder anderer 
Behörden, die ſachdienſtliche Angaben machen können, 
einzufordern und die Arbeitgeber und unterhaltspflich⸗ 
tigen Angehörigen zur genauen Darlegung der Einkom⸗ 
mens⸗ und Vermögensverhältniſſe des Rentners zu ver⸗ 
anlaſſen. 

Der Rentner hat zu verſichern, daß er ſeine Erklä⸗ 
rungen nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen abgegeben 
hat. Er iſt vorher darauf hinzuweiſen, daß er ſich 
durch wiſſentlich falſche Angaben der Gefahr ſtraf— 
rechtlicher Verfolgung wegen Betruges gem. § 263 
St. G. B. ausſetzt. 

Hat die Gemeinde Zweifel an der Richtigkeit der An⸗ 
gaben, ſo kann ſie von dem Rentner die Abgabe einer 
eidesſtattlichen Verſicherung verlangen. Der Rentner iſt 
vorher über die Bedeutung einer ſolchen Erklärung zu 
belehren. Ein Zwang zur Abgabe kann nicht ausgeübt 
werden. Zur Abnahme iſt der mit der Bearbeitung 
der Kleinrentnerangelegenheiten betraute Gemeindebe— 
amte ermächtigt. 

Der Rentner iſt verpflichtet, der Gemeinde ſofort von 
einer Aenderung in ſeinen perſönlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen Anzeige zu erſtatten, ſoweit dieſes 


für die Zahlung der Rente von Bedeutung iſt. 


Bevor die Behörde die Beiſitzer des Rentnerausſchuſ— 
ſes beruft, kann ſie wirtſchaftliche Organiſationen der 
Rentner hören. 

Der Ausſchuß wird von dem Vorſitzenden nach Bes 
darf zuſammenberufen. 

Bei der Abſtimmung entſcheidet einfache Stimmen⸗ 
mehrheit. | z 

Den Beiſitzern iſt von der Gemeinde für die Teil⸗ 
nahme an den Sitzungen des Rentnerausſchuſſes eine 
Entſchädigung nach den Sätzen des Artikel I der Ver⸗ 
ordnung über die Entſchädigung der Schöffen etc. vom 
16. 6. 1931 (Geſ⸗Bl. S. 491) zu zahlen 1 


h s J 


* 
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Artikel VIII. 
| 3 su . 3 
Als anrechnungsfähiges Einkommen gelten ſämtliche 
Einkünfte, die der Rentner außer der Rente hat, ohne 
Rückſicht auf die Bezugsquelle (Verdienſt aus einer Tä⸗ 
tigkeit, Ertrag eines Vermögens, Bezüge aus der So⸗ 
zialverſicherung uſw.). Zu dem Einkommen gehören 
auch die in S 3 Ziffer 1 und 2 aufgeführten Einnah⸗ 


men; 


Zu den Werbungskoſten gehören auch die Mehrauf⸗ 
wendungen an Miete, die der Rentner im Hinblick auf 
die Untervermietung zu machen hat. Bei der Ver⸗ 
mietung von möblierten Zimmern ſoll der für die 
Abnutzung der Möbel in Abzug zu bringende Betrag 
nicht mehr als 40 vom Hundert der Miete betragen. 

Artikel IX. 


I nee AUG, 

Aendern ſich im Verlauf eines Jahres nach der 
Rentenfeſtſetzung die Einkommensverhältniſſe des Rent⸗ 
ners, ſo iſt eine anderweitige Feſtſetzung von Amts 
wegen vorzunehmen. Von einer Neufeſtſetzung kann ab⸗ 
geſehen werden, wenn offenkundig iſt oder der Rentner 
glaubhaft macht, daß die Aenderung nicht weſentlich 
iſt. Eine Neufeſtſetzung muß erfolgen, wenn ſeit der 
letzten Feſtſtellung 3 Jahre verfloſſen ſind. Eine Nach⸗ 
prüfung der häuslichen und wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe des Rentners im Hinblick auf eine Neufeſtſetzung 
der Rente ſoll innerhalb eines Jahres nach der Feſt⸗ 
ſetzung nur vorgenommen werden, wenn die Vermu⸗ 
tung beſteht, daß ſich die Vermögens⸗ und Einkom⸗ 
mensverhältniſſe des Rentners geändert haben. 

Die Nachprüfungen haben nach Möglichkeit durch ei⸗ 
nen in der Rentnerfürſorge erfahrenen Ermittler oder 
einer Ermittlerin zu erfolgen. f 
Bei den Rentnern, die bei Inkrafttreten des Geſetzes 
nach dem Geſetz über Fürſorge für Kleinrentner vom 
23. 2. 23 (Geſ.⸗Bl. S. 341) verſorgt werden, hat ſich die 
Nachprüfung nur darauf zu erſtrecken, ob der Rentner 
ein ausreichendes Vermögen gemäß § 2 des Geſetzes 
nachweiſen kann. 

De in: Br Artikel X. 


zu 58 10 und 11. 

Den Umfang der Krankenfürſorge beſtimmt die ver⸗ 
pflichtete Gemeinde. Sie muß dabei den Rentner min- 
deſtens ſo wie andere hilfsbedürftige, die Wohlfahrts⸗ 
pflege in Anſpruch nehmende Perſonen ſtellen. Die 
Leiſtungen ſind im Rahmen der zwiſchen den Gemeinden 
und der Arzt⸗ und Apotheker⸗Organiſationen geſchloſ⸗ 
ſenen Verträge zu gewähren. Der Gewährung der 
Krankenfürſorge ſoll eine Unterſuchung durch einen 
Vertrauensarzt nur dann vorangehen, wenn Sonder⸗ 
leiſtungen (Kuraufenthalt, Heilverfahren, Zahnerſatz 
uſw.) beanſprucht werden, im übrigen nur dann, wenn 
der Verdacht beſteht, daß der Rentner die Krankenfür⸗ 
ſorge über Gebühr in Anſpruch nimmt. Erholungs⸗ 
kuren ſind ausgeſchloſſen. 

Die Krankenfürſorge iſt nicht zu gewähren, wenn ſie 
durch Kaſſenleiſtungen voll ſichergeſtellt iſt. 

Wird Anſtaltspflege einem zuſchlagsberechtigten Fa⸗ 
milienmitglied gewährt, ſo entfällt nach Verlauf eines 
Monats die Zahlung des Zuſchlages. 

Wird der Rentner dauernd oder für längere Zeit auf 
öffentliche Koſten in einer Pflegeanſtalt, einem Alters⸗ 
oder Siechenheim oder ähnlichen Anſtalt gebracht, ſo 
finden die Beſtimmungen über Krankenfürſorge keine 
Anwendung. In dieſem Fall iſt die ihm für ſeine 
Perſon zuſtehende Rente an die Behörde zu zahlen, 


die die Koſten der Unterbringung trägt. Die Behörde 


hat einen angemeſſenen Betrag dem Rentner zur Be⸗ 
friedigung kleiner perſönlicher Bedürfniſſe zur Verfü⸗ 
gung zu ſtellen. 

; sat ti ge 


zu § 14. 
Gegen die Beſcheide der Rentnerausſchüſſe hat ſo⸗ 
wohl der Rentner wie auch die betroffene Gemeinde 
das Beſchwerde recht. : 
Bug e ee eee t e I OR; 


Die Gemeindeverwaltungen haben die Unterhalts⸗ 
anſprüche gegen die unterhaltungspflichtigen Dritten 


= 


1 
1 


Nr. 4. 


im Klagewege geltend zu machen, wenn es wahrſchein⸗ 
lich iſt, daß die Verwandten ihre Unterhaltspflicht im 
Rahmen der Ss 1601 ff. B. G. B. erfüllen können. 

Die zurückerlangten Beträge ſind in demſelben Ver⸗ 
hältnis der Freien Stadt Danzig zurückzuerſtatten, in 
dem dieſe zu den früher gezahlten Renten beigetragen 


hat. 
Artikel XIII. 


zu § 16. 2 

Bei Feſtſtellung des Verrmögenswertes bleibt der 
notwendige Hausrat außer Betracht. Im übrigen iſt 
der Verkaufswert der anderen zum Vermögen gehö⸗— 
renden Gegenſtände bei der Abſchätzung zugrunde zu 


legen. 
Antikel KEV. 


zu § 18. 

Die Gemeinde verliert den Erſtattungsanſpruch, wenn 
ſie ihre Anſprüche gegen unterhaltsverpflichtete Drit⸗ 
te ($S 15 des Geſetzes, Artikel XII dieſer Verordnung) 
nicht in gehöriger Weiſe verfolgt. 

Die Erſtattung durch die Freie Stadt Danzig erfolgt 
nachträglich für den Zeitraum eines Monats. Die For⸗ 
derungsnachweiſe ſind von den Stadtverwaltungen Dan⸗ 
zig und Zoppot unmittelbar, von den übrigen Gemein⸗ 
den durch die Kreisverwaltungen dem Senat vorzule⸗ 
gen. Aus ihnen muß die Anzahl der berückſichtigten 
Fälle hervorgehen. Sie haben ferner die Verſicherung 
zu enthalten, daß in dem angeforderten Betrag nur 
die ſächlichen Verwaltungskoſten enthalten ſind. 

Der Senat wird auf Erfördern im Bedarfsfalle den 
Stadtverwaltungen Danzig und Zoppot ſowie den 
Kreisverwaltungen, letzteren zwecks Verteilung an die 
Gemeinden, Vorſchüſſe gewähren. 

Ar ti kel NV. 


zu § 20. 

Eine weitergehende Fürſorge der Gemeinde, insbeſon⸗ 
dere die Gewährung laufender und einmaliger Unter⸗ 
ſtützungen im Wege der Wohlfahrtspflege wird durch 
das Geſetz nicht ausgeſchloſſen. 

Danzig, den 11. Juli 1931. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
gez. Dr. Ziehm. gez. Dr. Hoppenrath. 

Veröffentlicht. 

Tiegenhof, den 28. September 1931. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 


Fährtarifänderung. 

Gemäß Senatsbeſchluß wird der Tarif für die Fäh⸗ 
ren über die Elbinger und Königsberger Weichſel, die 
Linau, die Tiege, die Jungferſche Lake und den Stob⸗ 
bendorfer Bruch vom 25. Juni 1925 (Staatsanzeiger 
S. 235) nebſt Nachtrag vom 28. Februar 1927 (Staats⸗ 
anzeiger S. 85) wie folgt geändert: a 
1) Die beiden letzten Sätze der „Anmerkung“ kommen 

in Fortfall. Sie werden durch folgenden Text erſetzt: 

„In der Zeit von 22 bis 4 Uhr gelten die dop⸗ 

pelten Sätze.“ BAR 
2) Bei Benutzung der beiden Fähren bei Groſchken⸗ 
kampe über die Elbinger und Königsberger Weichſel 
kommt auf der jeweils zweiten Fähre nur das ha be 

Fährgeld zur Erhebung. 


5 195 Abänderung tritt mit dem 1. Oktober 1931 in 
Taft. 
Eine entſprechende Veröffentlichung 


| erfolgt im 
Staatsanzeiger vom 30. September 1931. f 
Die Ortsbehörden erſuche ich um ortsübliche Bekannt⸗ 


gabe. i 
Tiegenhof, den 28. September 1931. 


5. ——— — 
Schulpflichtige Kinder. 8 

Die Herren Ortsvorſteher erſuche ich, die in der Zeit 

vom 1. 7. bis Ende d. Mts. zu⸗ und abgezogenen ſchul⸗ 


* 


ui e Kinder dem erſten bezw. Ain Lehrer 
ſogleich namhaft zu machen. 
Tiegenhof, den 28. September 1931. 
Der Landrat. 


Perſonalien. 

Der Hoßbeſitzer Ernſt Pelz iſt zum Gemeindevorſteher 
der Gemeinde Tiegenhagen gewählt und von mir beſtä⸗ 
tigt worden. 

Tiegenhof, den 28. September 1931. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 


Nr. 7. 


Nr. 6. 


Schulperſonalien. 


Der Lehrer Birkholz in Tannſee iſt vom Schulvor⸗ 
ſtand als Schulkaſſenrendant für die ev. Schule in 
Tannſee gewählt und von mir für dieſes Amt beſtätigt 
worden. 

Tiegenhof, den 29. September 1931. 

Der Landrat. 


Nb. 8. 


Jagdſcheine. 


Im Monat September d. Is. ſind inlgenbe Jagd⸗ 
ſcheine ausgeſtellt worden. 
a) Jahresjagdſcheine. 
Kaufmann Ernſt Schmidt⸗Gr. Lichtenau, 
Milchkontrollaſſiſtent Willy Bückert⸗Trampenau, 
„Landwirt Guſtav Wiens⸗Bröske, 
Hofbeſitzer Erich Senger⸗Altmünſterberg, 
. Gaſtwirt Paul Dahlke⸗Lindenau, 
Landwirt Bruno Ziemens⸗Grenzdorf B, 
. Gutsbeſitzer Max Tornier⸗Tragheim, 
Kaufmann Hermann Wittke⸗Neuteich, 
9. Amts⸗ und Landrichter Dr. Kaiſer⸗Neuteich, 
Direktor Dr. Ing. Hermann Gaertner⸗ Neuteich, 
Landwirt Hellmut Wiens⸗Kalthof, 
Lehrer Albert Kroll-Eichwalde, 
. Lehrer Ralph Schlottke⸗Neuſtädterwald, 
Bäckermeiſter Walter Albrecht⸗Jungfer, 
r Se genngiiee Ernſt Klingenberg⸗Neuteich, 
Lehrer Georg Schulz⸗Reimerswalde, N 
Landwirt Willy Gründemann⸗Schlangenhaken, 
Fiſchmeiſter Martin Bock⸗Grenzdorf B 
b) Tagesjagdſcheine. 
Landwirt Willy Neufeldt⸗Tiege. 
Tiegenhof, den 1. Oktober 1931. 
Der Landrat. 


Die Wahl zum 


Kreislehrerrat 


findet am Sonnabend, den 31. Oktober von 15—17 
Uhr, im Deutſchen Haufe zu Neuteich ſtatt. Die 
Wahlvorſchläge ſind 14 Tage vorher an den Unterzeich— 
neten einzureichen. Fernwahl iſt zuläſſig. 

Baumann. 


Formularverlag. 


Folgende Formulare ſind am Lager: 
Abteilung G. 


D = = 


Nr. 1. Einladungen zur Gemeindeſitzung. 

Nr. 2 1 über die Einladung zur Ge⸗ 
meindeſitzu 

Nr Beglaubigte Hlbſchrift des Protokolls einer Ge⸗ 
meindeſitzung. 

Nr. 4. Feſtſtellungsbeſchluß der Gemeinderechnung. 
Nr. 5. Vernehmung eines Hilfsbedürftigen zur Er⸗ 
mittelung des Unterſtützungswohnſitzes. 

Nr. 6. Anfrage über die Aufenthaltsverhältniſſe ei⸗ 

nes Hilfsbedürftigen. 
Nr. 6a. Rechnungen für auswärtige Armenverbände. 
Nr. 6b. Rechnungen für den Landarmenverband. 
Nr. 7. Bekanntmachung über die Art der Jagdver⸗ 


pachtung, über die Auslegung der Pachtbedin⸗ 
gungen, und über die Anberaumung des Ver⸗ 
pachtungstermins. 


222 ͤ ͤ— ap ee ˖‚— er 


FFF 


Jagdpachtbedingungen. 
Bietungsverhandlungen über Jagdverpachtung. 
Jagdpachtvertrag. 


. Antrags: und Fragebogen auf Erwerbsloſen⸗ 
2: 


. 12a. Zahlungsliſte über Erwerbsloſenunterſtützung. 
.12b. Meldungen der Erwerbsloſen bis zum 22. je⸗ 


43. 
14. 


14a. Zahlungsliſte über Kleinrentner⸗Unterſtützung. 
15. 
16. 


unterſtützung. 
e über Aufwendungen für Erwerbs⸗ 


den Monats. 
Antrag auf Kleinrentnerunterſtützung. 
. über Aufwendung für Kleinrent⸗ 


Steuerzettel u. Quittungsbuch über Gemeinde⸗ 
ſteuern. 

Mahnzettel. 

Oeffentliche Steuermahnung. 

Erſuchen an eine andere Gemeinde um Vor⸗ 
nahme einer Zwangsvollſtreckung. 
Pfändungsbefehl 


. Zuſtellungsurkunde. 
. Pfändungsprotokoll. 


e ae b. fruchtloſem Pfändungs⸗ 
verſu 

Verſteigerungsprotokoll. 

Zahlungsverbot. 

lieberweiſungsbeſchluß. 

Abſchrift des . und Ueberwei⸗ 
ſungsbeſchluſſes an den Schuldner. 
Benachrichtigung an den Schuldner über den 
Zuſtellungstag des Zahlungsverbotes. 


. des Zahlungsverbotes an den Gläu⸗ 
er 


Vorläufiges Zahlungsverbot. 


„Abſchrift des vorläufigen Zahlungsverbotes an 


den Schuldner. 
Melderegiſter. 

Abmeldeſchein. 
Anmeldeſchein. 


f Zuzugsmeldung. 
325 
„8328 
30: 
„36a. 


een für Kriegshinterblie⸗ 
ene. 


Fortzugsmeldung. 

Fremdenmeldezettel. 

Urliſten für Schöffen oder Geſchworene. 

1 Behandlungsſchein für Kriegshinter⸗ 
ebene. 


Abteilung A. 
Antrag auf Ausſtellung eines Waffenſcheines. 


Zeugnis zur Erlangung des Armenrechts. 
Amtliche Nachrichten zur Aufnahme eines Gei⸗ 
ſteskranken uſw. in eine Anſtalt. 

Aerztl. Nachrichten über einen Geiſteskranken 


uſw. 

Antrag auf Erteilung eines Wandergewerbe— 
ſcheines. 

Perſonalbogen für den Antragſteller des Wan⸗ 
dergewerbeſcheines. 

Perſonalbogen für die Begleitperſon. 
Behördl. Beſcheinigung über den Antragſteller. 
Kataſterblatt für die gewerbliche Anlage. 
Führungsatteſt. 

Strafverfügung. 

Verantwortliche Vernehmung. 

Genehmigung zur Veranſtaltung einer Tanz⸗ 
luſtbarkeit. 

Vorladung zur Vernehmung. 

W e d zur Einfuhr von Pferden 
nach Deutſchland 


5 1255 Urſprungszeugnis (für Märkte). 
18. 
. 18a. Unfallanzeigen. 
"19 
20. 
; 9 0 Todesbeſcheinigung. 


Strafaktenbogen. 
Paßverlängerungsſchein. 


Unfallunterſuchungs⸗ Verhandlungen. 
Bauerlaubnis. 


Beerdigungsſchein. 


alla 


Für den diner, 
Nr. 1. Vorladung für den Kläg 
Nr. 2. Vorladung für den Verklagten. 
Nr. 3. Atteſt. 
Die Herren Amts⸗ und Gemeindevorſteher werden 
Bien. bei Beſtellung ſtets die Abteilung und iin 
anzugeben. 


R. Pech & W. Richert, Neuteich. 


Kauft Danniaer 
Aufträge an di 
ic Han N 


| ar 
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“kauft dale dene 
Danziger re 
3 Danziger Derkehrsmittol. 
Denn: Not . 
und Volkstum! 


Für Molkereien 


halten wir auf Lager: 


Monats⸗Milchtabellen verfeh. Form 
Milch⸗Abrechnungsbücher 


auf Beſtellung in allen Stärken 
Monats- u. Jahresmilchbücher 


Abrechnungsformulare 
RN. Pech & Richert, m Tel. 308. 


PT 
Umſatzſteuerbücher 


für den nach 8 8 Abſ. 2 des Amſatzſteuergeſetzes 
ſteuerfreien Großhandel 
hält vorrätig 


Buchdruckerei Pech & Richert. 
Aagaaaaagaggagaaggaaggagggaggggaagggagaggggggagagggagggggaggagggagggggagagganaag 


Inſerieren bringt Gewinn! 
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